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S ch ieß g es e l l s ch a f t  H a m m  e .  V . 

 
 
 
 

Satzung der 
SCHIESSGESELLSCHAFT HAMM e.V. 

- gegründet 1848 - 

 

 
Vorwort: In der Schießgesellschaft Ham e.V. sind weibliche und männliche Personen gleichberechtigt. Aus Gründen 
der Lesbarkeit wird in der Satzung die weibliche Sprachform nicht durchgehend aufgeführt. Alle Funktionen sind 
jedoch in gleicher Weise für weibliche und männliche Personen anzuwenden. 

 

 

§ 1 
Name, Sitz und Geschäftsjahr des Vereines 

 
1. Die Gesellschaft führt den Namen "Schießgesellschaft Hamm e.V. - gegr. 1848 -". Sie ist aus der im Jahre 1848 

gegründeten Schießgesellschaft Mark hervorgegangen 
2. Sie hat ihren Sitz in Hamm. 
3. Sie ist beim Amtsgericht in Hamm im Vereinsregister eingetragen. 
4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Zweck 

 
1. Zweck der Schießgesellschaft Hamm e.V. ist die Förderung des Sportschießens als Leistungs- und Breitensport 

nach einheitlichen Regeln. Sie ist Mitglied des Westfälischen Schützenbundes für Westfalen und Lippe von 1861 
e.V. und damit dem Landesportbund Nordrhein-Westfalen angeschlossen 

2. Verwirklicht wird dieser Zweck durch: 
- Organisation und Durchführung von schießsportlichen Wettkämpfen 
- Teilnahme an schießsportlichen Veranstaltungen des Westfälischen- und Deutschen Schützenbundes, sowie 
  anderer anerkannter Schießsportverbände 
- Förderung des Schießsportes nach den Richtlinien der vorgenannten Verbände 
- Förderung der sportlichen und allgemeinen Jugendarbeit 
- Ausbau und Erhaltung der sportlichen Einrichtungen 

3. Der Verein ist politisch, weltanschaulich und konfessionell neutral un dient ausschließlich gemeinnützigen 
Zwecken. 
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§ 3 
Gemeinnützigkeit 

 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und numittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 
2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke 
3. Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet erden. Die Mitglieder erhalten 

keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins 
fremd sind, oder duch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

4. Die Inhaber von Ämterns sind ehrenamtlich tätigt. Ihnen werden auf Antrag lediglich die im Interesse des Vereins 
erwachsenen Auslagen erstattet. 

5. Im Falle der Auflösung, Aufhebung oder bei Wegfall des b isherigen Zwecks des Vereins ist das verbleibendes 
Vereinsvermögen zu steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Beschlüsse über die künftige Verwendung des 
Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamts ausgeführt werden. 

 

§ 4 
Mitglieder 

 
1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 
2. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Vorstand ein schriftliches Aufnahmegesuch zu richten. Bei 

Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter erforderlich. Die Aufnahme erfolgt durch den 
Vorstand. 

3. Es wird unterschieden zwischen: 
a) aktiven Mitgliedern,  
b) passiven Mitgliedern und 
c) Ehrenmitgliedern. 

4. Alle Mitglieder haben gleiche Rechte und Pflichten.  
Über besondere Rechte und Pflichten der Ehrenmitglieder entscheidet der Vorstand. 

 

§ 5 
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Tod, Ausschluss oder durch Auflösung oder Aufhebung des Vereins. 
2. Die Austrittserklärung ist schriftlich an den Vorstand zu richten. Der Austritt ist nur zum Schluß eines 

Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von 6 (sechs) Wochen möglich. 
3. Mit dem Erlöschen der Mitgliedschaft hören alle Rechte dem Verein gegenüber auf, die Beitragspflicht bleibt 

hingegen bis zum Endes laufenden Geschäftsjahres bestehen. 
4. Ein Mitglied kann, nach vorheriger Anhörung, auf einstimmigen Beschluß des Vorstandes oder durch 

Mehrheitsbeschluß der Mitgliederversammlung aus dem Verein ausgeschlossen werden: 
a) wegen Nichterfüllung satzungsgemäßer Verpflichtungen oder Mißachtung von Anordnungen der Organe des  
    Vereins, 
b) wegen Nichtzahlung von Beiträgen trotz Mahnung, 
c) wegen eines groben Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder wegen eines unsportlichen Verhaltens, 
d) wegen unehrenhafter Handlungen. 

5. Der Bescheid über den Ausschluß ist mit Einschreibebrief und Rückschein zuzustellen.   
 

§ 6 
Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 
1. Die Mitglieder sind berechtigt, 

- an der Willensbildung des Vereins durch Ausübung des Antrags- Diskussions-, Wahl- und Stimmrecht 
  teilzunehmen 
- den Schießsport zu betreiben und an allen Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 
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2. Die Mitglieder sind verpflichtet, 
- die Satzung des Vereins und die Beschlüsse seiner Organe zu beachten, 
- den von der Mitgliederversammlung festgesetzten Jahresbeitrag und etwaige Umlagen zu bezahlen, 
- die Interessen des Vereins nach Kräften zu unterstützen und alles zu unterlassen, wodurch das Ansehen des 
  Vereins geschädigt oder der Zweck des Vereins gefährdet werden könnte. 

 

§ 6a 
Datenschutz 

 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der Vorgaben der EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten über 
persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein verarbeitet. 

 

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes Vereinsmitglied 
insbesondere die folgenden Rechte:  
- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 
- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,  
- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DS-GVO,  
- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO,  
- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO und  
- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DS-GVO. 

 

3. Mit dem Betritt eines Mitgliedes nimmt der Verein alle für die Mitgliedschaft im Verein relevanten Daten (Name, 
Anschrift, Geburtsdatum, Bankverbindung) auf. Diese Informationen werden in einem EDV-System gespeichert. 
Jedem Vereinsmitglied wird eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die personenbezogenen Daten werden dabei 
durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt.  

 

4. Sonstige Informationen zu den Mitgliedern und Informationen über Nichtmitglieder werden grundsätzlich nur 
verarbeitet oder genutzt, wenn sie zur Förderung des Vereinszwecks nützlich sind und keine Anhaltspunkte 
bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges Interesse hat, das der Verarbeitung oder Nutzung 
entgegensteht. Absatz 3  Satz 4 gilt entsprechend. 

 

5. Den Mitgliedern des Vorstandes des Vereins, der Ausschüsse oder den sonst für den Verein Tätigen ist es 
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden 
Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht 
auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 

6. In einer Datenschutzordnung werden Einzelheiten der Datenerhebung und der Datenverwendung sowie technische 
und organisatorische Maßnahmen zum Schutz der Daten aufgeführt und geregelt. Die Datenschutzordnung wird 
auf Vorschlag des Vorstands durch die Mitgliederversammlung beschlossen. Sie ist nicht Bestandteil der Satzung. 

 

§ 7 
Maßregelungen 

 
Mitglieder, die gegen die Satzung oder gegen Anordnungen des Vorstandes und der Organe des Vereins verstoßen, 
können nach vorheriger Anhörung vom Vorstand, mit folgenden Maßnahmen belegt werden: 

a) Verweis, 
b) angemessene Geldbuße als Spende,  
c) zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und den Veranstaltungen des Vereins.  

Der Beschluß über diese Maßregelungen ist mit Einschreibebrief und Rückschein zuzustellen. 
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§ 8 
Beiträge, Aufnahmegebühr und Pflichtarbeitsstunden 

 
1. Jedes Mitglied hat einen Jahresbeitrag an den Verein zu leisten, der jährlich zu entrichten ist. Über die Höhe dieses 

Beitrages und die Beitragsstaffelung entscheidet die Mitgliederversammlung jährlich durch einfachen Beschluss. 
Bei Mitgliedern die im Laufe des Jahres in den Verein eintreten, wird der Jahresbeitrag auf Quartalsbeträge 
umgerechnet. Das gilt nicht für Austritte im Laufe des Jahres. 
 

2. Jedes neu aufgenommene volljährige Mitglied hat eine Aufnahmegebühr an den Verein zu leisten. Über die Höhe 
der Aufnahmegebühr hat die Mitgliederversammlung jährlich durch einfachen Beschluss zu entscheiden. 
 

3. Jedes Mitglied hat jährlich Pflichtarbeitsstunden zu leisten. Für nicht abgeleistete Pflichtarbeitsstunden ist 
ersatzweise ein Entgelt zu zahlen. Über die Anzahl der Pflichtarbeitsstunden und die Höhe des ersatzweise zu 
zahlenden Entgeltes entscheidet die Mitgliederversammlung jährlich durch einfachen Beschluss. 
 

4. Der Vorstand kann im Einzelfall beschließen, dass Mitglieder - ggfls. für begrenzte Zeit, ganz oder teilweise - von 
der Zahlung des Mitgliederbeitrages, der Ableistung von Pflichtarbeitsstunden entbunden werden oder auf die 
Aufnahmegebühr verzichtet wird. 
 

5. Die Höhe des Mitgliedsbeitrages, der Aufnahmegebühr und die Regelung zu den Pflichtarbeitsstunden werden in 
einer Beitragsordnung festgehalten, die von der Mitgliederversammlung zu beschließen ist. Die Beitragsordnung 
ist nicht Bestandteil der Satzung. In der Beitragsordnung sind zusätzlich folgende Regelungen aufzunehmen: 

 
Ø Zahlungsweise und Fälligkeiten des Mitgliedsbeitrages, 
Ø Zahlungsweise und Fälligkeit der Aufnahmegebühr, 
Ø Zahlungsweise und Fälligkeit des Entgeltes für nicht abgeleistete Pflichtarbeitsstunden, 
Ø Teilnahme am Lastschrifteinzugsverfahren, 
Ø Verfahren für Ermäßigungen des Beitrages, der Aufnahmegebühr und der Pflichtarbeitsstunden unter 

Berücksichtigung sozialer Belange (z.B. Arbeitslosigkeit, Schwerbehinderung, Schüler, Studenten, Wehr- und 
Zivildienstler und ähnliche Gründe), 

Ø Regelungen über Ermäßigung der Beiträge und der Pflichtarbeitsstunden für nicht mehr aktiv an den 
Vereinsaktivitäten teilnehmende Mitglieder (passive Mitglieder). 

 
6. Die Beiträge, Aufnahmegebühren und Entgelte für nicht geleistete Pflichtarbeitsstunden werden nach Maßgabe der 

in der Beitragsordnung festgelegten Zahlungsweise fällig. Für nicht fristgerechte gezahlte Beträge gelten die 
allgemeinen Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) zum Zahlungsverzug. In der Beitragsordnung 
kann eine Regelung zu Erstattung der Mahnkosten und der sonstigen Auslagen (z.B. Bankspesen) getroffen 
werden. 

 

§ 9 
Mitgliederversammlungen 

 
1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 
2. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung)findet in jedem Jahr statt. Sie ist spätestens bis 

zum 31.03. des Jahres durchzuführen. 
3. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von 14 Tagen einzuberufen, wenn 

a) der Vorstand dies beschließt 
b) ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder dies schriftlich beantragen. 

4. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den Vorstand. Zwischen dem Tag der 
Einladung und dem Termin der Versammlung soll eine Frist von 14 Tagen liegen 

5. Mit der Einberufung der Mitgliederversammlung ist die Tagungsordnung mitzuteilen. 
Diese muß bei einer ordentlichen Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) folgende Punkte enthalten: 
a) Bericht des Vorstandes 
b) Kassenbericht und Bericht der Kassenprüfer, 
c) Entlastung des Vorstandes, 
d) Wahlen, soweit diese erforderlich sind,  
e) Beschlußfassung über vorliegende Anträge, 
f) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegelder. 

6. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlußfähig. 
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7. Die Beschlüsse erfolgen mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Satzungsänderungen können nur mit einer 
Mehrheit von Zweidrittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder  beschlossen werden. 

8. Über Anträge, die nicht in der Tagungsordnung verzeichnet sind, kann in der Mitgliederversammlung nur 
abgestimmt werden, wenn diese Anträge mindestens 8 Tage vor der Versammlung schriftlich beim Vorsitzenden 
des Vereins eingegangen sind oder wenn der Vorstand selbst die Erweiterung der Tagungsordnung vorschlägt. Sie 
werden in der Sitzung behandelt, wenn dies die Mitgliederversammlung mit einer Zweidrittelmehrheit  beschließt. 
Ein Dringlichkeitsantrag auf Satzungsänderung bedarf der Einstimmigkeit. 

9. Geheime Abstimmung erfolgt nur dann, wenn mindestens zehn stimmberechtigte Mitglieder dies beantragen, oder, 
wenn bei einer Anwesenheit von weniger als zehn Mitgliedern dies einstimmig beschlossen wird. 

10. Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins sind dem zuständigen Finanzamt 
anzuzeigen.  
Satzungsänderungen, welche die in § 2 genannten gemeinnützigen Zwecke betreffen, bedürfen der Einwilligung 
des zuständigen Finanzamtes. 

 

§ 10 
Vorstand 

 
1. der Vorstand besteht aus:  

a) einem Vorsitzenden 
b) bis zu zwei stellvertretende Vorsitzende 
c) einem Schriftführer 
d) einem Kassierer  
e) einem ersten Sportleiter 
f) einem ersten Jugendsportwart (Änderung lt Jahreshauptversammlung 17.03.2000) 

2. Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins. 
Der Vorsitzende leitet die Vereinsangelegenheiten und führt in den Versammlungen den Vorsitz. 
Die Protokolle sind von ihm und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 
Der Vorstand tritt zusammen, wenn die Lage der Geschäfte dies erfordert oder zwei Vorstandsmitglieder dies aus 
besonderen Gründen beantragen 
Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend sind. 
Bei Stimmgleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

3. Die Schießgesellschaft Hamm e.V. - gegr. 1848 - wird durch den Vorsitzenden oder gemeinschaftlich durch seine 
Stellvertreter gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Wird nur ein Stellvertreter gewählt, wird der Vorsitzende 
von seinem Stellvertreter und einen Vorstandsmitglied gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Die 
stellvertretenden Vorsitzenden vertreten den Vorsitzenden in Behinderungsfällen. 

4. Bei Ausscheiden eines Vorstandmitgliedes ist der Vorstand berechtigt, ein neues Mitglied bis zur nächsten Wahl 
kommissarisch zu berufen. 

5. Zu den festen Aufgaben des Vorstandes gehören: 
a) die Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die Behandlung der Anregungen der 
    Ausschüsse, 
b) die Bewilligung von Ausgaben,  
c) Aufnahme Ausschluß und Bestrafung von Mitgliedern. 

6. Der Vorstand hat das Recht, an allen Sitzungen der Ausschüsse teilzunehmen, bzw. die Mitglieder der Ausschüsse 
zu den Vorstandssitzungen hinzuzuziehen. 

7. Der Schriftführer erledigt sämtliche schriftliche Arbeiten, z.B. den Schriftwechsel, die Einladungen usw. und führt 
in den Versammlungen das Protokoll. 

8. Der Kassierer erhebt die Beiträge und Aufnahmegelder sowie die sonstigen Einnahmen und leitet die nötigen 
Ausgaben nach Anweisung des Vorsitzenden. Er hat jährlich in der Jahreshauptversammlung Rechnung zu legen 
und Nachweis über den Wert und Stand des gesamten Vereinsvermögens zu führen. 

 

§ 11 
Ausschüsse 

 
1) Zur Unterstützung des Vorstandes werden ein Verwaltungsausschuß und ein Sportausschuß gebildet. 
2) Der Verwaltungsausschuß besteht aus dem 1. und 2. Beisitzer, dem Sozialwart, den Kassenprüfern und den 

Ehrenmitgliedern. 
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3) Dem Sportausschuß gehören an: 
der Sportleiter (Schießleiter) und seine Stellvertreter, 
die Damensportwartin, 
der Jugendsportwart, 
die Sportwarte (Schießwarte) und ggfs. Ehrenschießwarte. 

4) Der Sportausschuß soll insbesondere den Ablauf bei Wettkämpfen und Meisterschaften koordinieren.  
Innerhalb der Abteilungen (Gewehr- und Pistolenabteilung) soll ebenfalls eine Absprache zwischen dem 
Sportleiter und den Sportwarten stattfinden.  
Die Sportleiter und Sportwarte sind für die Durchführung der Übungsstunden und Wettkämpfe verantwortlich.  
In Abwesenheit des Vorstandes sind sie für die Ruhe und Ordnung auf dem Schießstand verantwortlich. Ihnen 
obliegt die Aufsicht über die Einhaltung der Schieß- und Standordnung.  

5) Die Ausschüsse können zu den Vorstandssitzungen mit beratender Stimme hinzugezogen werden.  
6) Der Sportausschuß kann zu Aktivenversammlungen einberufen. 

Der Vorstand ist in jedem Fall mit einzuladen. 
 

§ 12 
Jugendordnung 

 
1) Die Jugend des Vereins führt und verwaltet sich selbständig. 

Sie entscheidet auch über die Verwendung der ihr zufließenden Mittel.  
Organe der Jugend sind der Vereinsjugendtag und der Vereinsjugendausschuß. 

2) Der Vereinsjugendausschuß erfüllt seine Aufgaben im Rahmen der Vereinssatzung, der Jugendordnung sowie der 
Beschlüsse des Vereinsjugendtages. 
Der Vereinsjugendausschuss ist für seine Beschlüsse dem Vereinsjugendtag und dem Vorstand des Vereins 
verantwortlich.  

3) Der Vereinsjugendausschuß ist zuständig für alle Jugendangelegenheiten des Vereins. 
Er entscheidet über die Verwendung der der Jugendabteilung zufließenden Mittel. 

 

§ 13 
Stimmrecht und Wählbarkeit 

 
1) Stimmberechtigt sind alle Mitglieder vom 16. Lebensjahr an.  

Jüngere Mitglieder können an der Mitgliederversammlung und ggfs. an einer besonderen Jugendversammlung als 
Gäste teilnehmen. 

2) Bei der Wahl des Jugendsportwartes haben alle Mitglieder des Vereins ab dem 14. Lebensjahr ein Stimmrecht. 
3) Gewählt werden können Mitglieder vom 18. Lebensjahr an. Die Mitglieder des Vorstandes müssen volljährig sein. 
 

§ 14 
Wahlen 

 
1) Die Mitglieder des Vorstandes und die nachstehend bezeichneten Mitglieder der Ausschüsse werden auf die Dauer 

von 3 Jahren gewählt und zwar: 
a) im 1. Jahr    der 1. Vorsitzende 
    der Kassierer  
    der 1. stellv. Sportleiter 
    der 1. Beisitzer 
    der stellv. Jugendsportwart  
b) im 2. Jahr   die stellvertretenden Vorsitzenden 
    der Schriftführer 
    der 2. stellv. Sportleiter 
    die Damensportwartin 
c) im 3. Jahr    der Sportleiter 
    der Sozialwart 
    der Jugendsportwart 
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    der 2. Beisitzer  
Wiederwahl ist möglich. 
Bei dem Jugendsportwart und dessen Stellvertreter steht der Mitgliederversammlung nur das Recht der Bestätigung 
oder Ablehnung zu. (eingefügt 03/2000) 

2) Diese von der bisherigen Form abweichende Form der Wahlen tritt 1973 in Kraft. 
Als Übergangslösung wird also 1973  
 die Gruppe a) für 1 Jahr,  
 die Gruppe b) für 2 Jahre und  
 die Gruppe c) für 3 Jahre gewählt.  

3) Es werden zwei Kassenprüfer gewählt. 
Ein Kassenprüfer scheidet jeweils in jedem Jahr aus und es findet eine Neuwahl statt, so daß nach Einführung 
dieser Regelung jeder Kassenprüfer nur zwei Jahre im Amt bleibt. Wiederwahl unmittelbar nach Ablauf einer 2 
jährigen Amtszeit ist nicht möglich. 

4) Die Sportwarte werden jährlich gewählt. 
Der Sportleiter hat ein Vorschlagsrecht. Wiederwahl ist möglich. 

5) Bei vorzeitigem Ausscheiden eines der in § 10 Ziffer 1 a - e genannten Mitglieder des Vorstandes erfolgt Neuwahl 
in der nächsten Mitgliederversammlung, jedoch nur für die Dauer der Amtszeit der entsprechenden Gruppe.  

6) Ziffer 5 gilt auch, wenn ein Mitglied der in § 10 Ziffer 1 a - e genannten Personen ein anderes Amt übernimmt und 
sein Amt deswegen neu besetzt werden muß. 

7) Die Verwaltung von zwei Ämtern in Personalunion ist möglich, sollte aber nicht die Regel sein. 
 

§ 15 
Kassenprüfung 

 
Die Kasse des Vereins wird in jedem Jahr durch 2 von der Mitgliederversammlung gewählte Kassenprüfer geprüft. Die 
Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und beantragen bei ordnungsgemäßer 
Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Vorstandes.  
 

§ 16 
Schieß- und Standordnung 

 
Die Schieß- und Standordnung wird nach den Richtlinien des Deutschen Schützenbundes bestimmt. 
Sie ist auf dem Schießstand sichtbar auszuhängen. 
 

§ 17 
Auflösung des Vereins 

 
1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

Auf der Tagungsordnung dieser Versammlung darf nur der Punkt "Auflösung des Vereins" stehen. 
2) Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn der Vorstand dies mit einer 

Mehrheit von 3/4 seiner stimmberechtigten Mitglieder beschlossen hat, oder wenn die Einberufung einer 
außerordentlichen Mitgliederversammlung zu diesem Zweck von Zweidrittel der stimmberechtigten Mitglieder des 
Vereins schriftlich gefordert wurde. 

3) Die Versammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens 50 % der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. 
Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von ¾ der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen 
werden. 
Die Abstimmung ist namentlich vorzunehmen. 
Sollten bei der 1. Versammlung weniger als 50% der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sein, so ist eine 2. 
Versammlung einzuberufen, die dann mit einer Mehrheit von ¾ der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder die 
Auflösung beschließen kann. 

4) Die Mitgliederversammlung, welche die Auflösung beschließt, verfügt auch gleichzeitig über das Vermögen des 
Vereins. Der Beschluss kann nur dahin lauten, dass das Vermögen an den Stadtsportbund e.V. fällt. 

5) Sollte der Stadtsportbund e.V. nicht mehr bestehen, wird das Vereinsvermögen einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts oder einer steuerbegünstigten sonstigen Körperschaft zur unmittelbaren und ausschließlichen Verwendung 
für einen gleichartigen gemeinnützigen Zweck zugeführt. 
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6) Beschlüsse über seine künftige Verwendung dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden.  
 

§ 18 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt mit dem Tage der Beschlussfassung in Kraft.  
Mit dem gleichen Tage verliert die Satzung vom 14.04.1950 , zuletzt geändert am 03.02.1959 ihre Gültigkeit. 
Die vorstehende Satzung wurde am 17.03.1972 einstimmig von der Mitgliederversammlung beschlossen.  

Hamm, den 17.03.1972 

 
Satzungsänderungen vom   28.03.1974 
    21.03.1980 
    23.03.1983 
    31.03.1988 
    17.03.2000 
    19.03.2004 
    16.03.2007 
    15.03.2019 wurden eingefügt. 


